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Nachfolgend finden Sie einen Überblick der Ereignisse und Themen, die uns in der Kalenderwoche 19/23 beschäftigt haben. Kon-
taktadressen für Fragen und Anregungen finden Sie am Ende dieser Zusammenfassung. Ich wünsche Ihnen eine schöne Zeit und 
viel Spaß beim Lesen,

          Ihr Michael Kaufmann

Prof. Dr. Ing. MICHAEL KAUFMANN MdB

KURZ–KNAPP–KAUFMANN
DER WOCHENRÜCKBLICK  (KW 19/23)

KOMMENTAR ZU POLITIK & TAGESGESCHEHEN

09. Mai 23
Die AfD ist die Volkspartei des 
Ostens:

Die aktuelle Umfrage von INSA bestätigt 
den schon länger anhaltenden Trend: 
Die AfD ist in den östlichen Bundesländern 
(Ausnahme: Sonderfall Berlin) die stärkste 
Kraft. Spitzenreiter sind Sachsen und na-
türlich Thüringen. Bevormundungen und 
Belehrungen aus dem Westen kommen 
hier nicht gut an, deswegen haben schon 
viele aus der politisch-medialen Blase im 
Westen die Flächenländer im Osten so gut 
wie abgeschrieben. Durch die Erfahrungen 
mit der DDR sind die Bürger sensibilisiert 
für alle Gefahren für die Demokratie. Arg-
wöhnisch wird registriert, wie die Ampel-
Koalition immer weiter in die privatesten 
Bereiche hinein regieren will. So lange freie 

Wahlen noch möglich sind, wird der Widerstand gegen diesen neuen Totalitarismus in die Wahlkabinen getragen. Im nächsten Jahr 
sind wieder Wahlen, da gibt es die Quittung. Da wird sich auszahlen, dass die AfD in den Landtagen eine vernunftgeleitete bürger-
nahe Politik betrieben hat. Es ist Zeit für die erste Regierungsbeteiligung!
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PARLAMENTARISCHE SITZUNGSWOCHE
Mittwoch

Befragung der Bundesregierung mit Hubertus Heil, Arbeit & Soziales und Dr. Volker Wissing, Digitales & Verkehr
• Hubertus Heil in seiner Einführung: Das Kabinett habe den Berufsbildungsbericht  von Min. Stark-Watzinger (Bildung, Forschung) 

beraten. Schlechte Nachrichten: 1,6 Mio. Menschen (1,5 Mio. bis 34 Jahre) sind ohne erste Berufsausbildung. Er warb für die Al-
lianz für Ausbildung aus dem WIMI, für die Exzellenzinitiative für Berufl. Bildung, für das Gesetz für Aus- und Weiterbildung…:   
“Wir wollen keine jungen Leute verlieren.“ Ggf. solle es einen Rechtsanspruch für überbetriebliche Ausbildung geben. Es besteht 
also einerseits Fachkräftemangel, während es gleichzeitig viel zu viel minder qualifizierte junge Menschen am Arbeitsmarkt gibt. 
Und bei der Lösung all dieser Probleme sollen natürlich Gesetze helfen.

• Dr. Volker Wissing in der Regierungsbefragung: Man käme gut voran bei der Digitalstrategie der Bundesregierung, auch bei der 
Gigabitstrategie sei man voll im Plan: Hier geht es um die Erschließung mit Glasfaserkabel bis in die Gemeinden, denn das ist 
Voraussetzung für 5G-Mobilfunk. Im Bereich KI wurde auf Ministerebene beschlossen, in der EU einen Regulierungsrahmen für 
künstl. Intelligenz zu schaffen, es geht also darum, das Wirtschaftswachstum zu begrüßen, allerdings soll die Politik den politisch 
korrekten Korridor des Wachstums vorgeben. Beim Schienennetz läuft eine Hochleistungssanierung (Planungs- und Genehmi-
gungs-Beschleunigungsgesetz), Engpässe beim Autobahnnetz sollen schnell behoben werden, mit dem 49-Euro-Ticket habe 
man innerhalb eines Monats 20% mehr Abonnenten im ÖPNV bekommen. Es gibt eine nationale Hafenstrategie und die Elektro-
mobilität erfreut sich immer weiterer Ladestationen.

• In einem Wort: Das Verkehrsministerium ist also auf der Überholspur, was die Umsetzung der Staatswirtschaft anbelangt.
• In der Befragung stellte sich heraus, dass sich Minister Wissing mit den Klimaklebern der kriminellen Organisation „Letzte Gene-

ration“ getroffen hatte.
• Minister Heil unterstrich in der Befragung erneut, dass ausländische Zuwanderung von Fachkräften von Nöten ist, wobei er aller-

dings unterschlug, dass allein jedes Jahr zehntausende Deutsche auswandern, nämlich mehrheitlich Akademiker.

10. Mai 23
Die FDP wird zum Ausfall für 
die Freiheit!

Große Töne twittern, in der Ampel kuschen!
Seit Bestehen der Ampel-Koalition befin-
den sich die Umfragewerte der FDP im frei-
en Fall. Und das mit gutem Grund: Die Wäh-
ler erinnern sich, dass im Wahlkampf eine 
ganz andere Politik versprochen wurde 
und nun trägt die FDP in den entscheiden-
den Abstimmungen alle ökosozialistische 
Träumereien mit. Doch jetzt, da der Mittel-
stand geopfert und es allen Bürgern an die 
Brieftasche geht, tut die FDP so, als sei sie 
in der Opposition. Lindner twittert sich die 
Finger wund: „Weniger Belastungen und 
weniger Bürokratie – dafür mehr Tempo“.
„Tempo“ gibt es derzeit aber nur für die 
grünen Enteignungspläne.“Wir haben eine 

sehr hohe Inflation und wenn der Staat auf Pump dauerhaft seine Ausgaben erhöht, dann werden wir die Inflation weiter anheizen“ 
— das ist richtig, nur trägt die FDP genau diese Politik mit.
Die Situationsbeschreibung ist korrekt, aber wenn Christian Lindner den Eindruck vermitteln möchte, seine FDP bremse diese wahn-
witzige Politik, lügt er vorsätzlich. 
Wer keinen Ökosozialismus will, kann nicht auf solche Wendehälse setzen. Es gibt nur eine Alternative, und die trägt das bereits im 
Namen.
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• Wenn es nicht zu ernst wäre, so könnte man wirklich lachen, denn erneut stand das Thema Vetternwirtschaft, Graichen, dena 
und weiteres auf der Tagesordnung. Volker Wissing habe ohne Ausschreibung seinen FDP-Freund Stefan Birkner zum neuen 
Geschäftsführer der Autobahn AG gemacht, der wiederum ein „Schwippschwager“ von Robert Habeck sei, so Ulrich Lange von 
der CDU.

• Bei der dena (Deutsche Energie-Agentur) ruderte Robert Habeck ja mittlerweile zurück und der Trauzeuge des parl. Staatssekre-
tärs, Michael Schäfer muss seinen Chef-Posten räumen.

Allgem. Fragestunde, Ressort Verkehr und Digitales mit dem Parlamentarischen Staatssekretär Michael Theurer
• Auch hier griff Stephan Brandner die Vetternwirtschaft in der Bundesregierung auf: Auch im FDP-geführten-Ministerium wurden 

18 Posten ohne Ausschreibung vergeben, davon fünf Abteilungsleiter, davon vier FDP-Leute, was hat die eingestellten Perso-
nen dazu befähigt, diese Ämter zu bekleiden, und wie sind diese vier Stellen besoldet?, so seine Frage, diese blieb jedoch ohne 
inhaltliche Antwort.

• Recht heiter ging es aufgrund Brandners Schlagfertigkeit auch beim Thema einer 4. EU-Führerscheinrichtlinie weiter: Diese sieht 
vor, dass voraussichtlich ab 70 Jahren PKW- und Motorrad-Führerscheininhaber einer verpflichtenden regelmäßigen Gesund-
heitskontrolle unterliegen sollen. Staatssekr. Theurer konnte darlegen, dass die Bundesregierung sich im Rat gegen diesen Vor-
schlag wendet. Er meinte: „Es gibt keine Studien, die belegen, dass das 70. Lebensjahr exakt die Grenze ist, ab der es“ – Zwischen-
ruf Stephan Brandner: „... bergab geht…“ Theurer weiter: „...einen erhöhten Kontrollbedarf gibt. „

• Verschiedene Fragen des Abg. Henning Rehbaum, CDU ergaben, dass die Bundesregierung den Lang-LkW fördert und zur Norm 
machen will.

In der PK der AfD vom Mittwochmorgen hatte Alice Weidel schon weitere Skandale im Wirtschaftsministerium aufgedeckt. 
Allein 40 neue Stellen hatte Habeck für Vertraute in seinem Ministerium geschaffen.

Aktuelle Stunde auf Antrag der CDU zum Thema „Habecks grüne Familienclique“
• In dieser forderte sie einen Untersuchungsausschuss, nachdem dies in der Vorwoche bereits die AfD verlangt hatte und nach-

dem Minister Habeck immer noch keine relevanten Schritte unternommen hat, außer das Bauernopfer Michael Schäfer zu prä-
sentieren.

• Allerdings brachte es Tino Chrupalla in seiner Rede auf „des Pudels Kern“: Wird die Energiewende, die unseren Wohlstand zer-
stört, von fremden Kapitalinteressen gesteuert? Die Grünen werfen unser Land den Oligarchen zum Fraß vor. Er ging in der Be-
leuchtung der Hintergründe für die Deindustrialisierung Deutschlands noch einen Schritt tiefer in den Kaninchenbau, die Rede 
hat gesessen: https://dbtg.tv/cvid/7553528.

In 2. und 3. Lesung wurde schließlich der CDU-Antrag „Technologieagenda Neue Energien (20/44315) abgelehnt.
• Prof. Michael Kaufmann betonte in seiner zweiten Rede zu dieser Initiative erneut, dass das Fördern von neuen Energien zu 

begrüßen wäre. Aber tatsächlich blendet der Antrag das Wichtigste aus: Man findet kein Wort zu CO2-neutraler Kernforschung 
über Reaktoren der IV und V Generation, kein Wort zu verbesserter Filtertechnik für konventionelle Kohle und Gaskraftwerke, 
und auch die beabsichtigten Wege in die Abhängigkeit von anderen Ländern (z.B. grüner Wasserstoff aus Afrika, Anm. der Ver-
fasserin), lassen keine nachhaltige Strategie der Energieversorgung für unser Land erkennen, geschweige denn eine ergebnis-
offene Forschungsförderung.

Ampel-Antrag 20/6709: Einsetzung eines Bürgerrates zum Schwerpunkt Ernährung, Nachhaltigkeit, Klima und Tierhaltung
• Beim nächsten Thema erkannten wir den Fehler im System: die Republik benötigt keine weiteren Gremien, Arbeitskreise, Demo-

kratiefördergesetze oder handverlesene Debattierclubs, es braucht hier einfach nur mehr Transparenz und Selbstbestimmung 
des mündigen Bürgers.

• Die Anpel konnte ihren Antrag in namentlicher Abstimmung allerdings gegen die Opposition von CDU und AfD durchsetzen
• Also sollen nun ab September 160 angeblich ausgeloste Bürger, die aber wiederum einem bestimmtes „Diversitäts- oder Pari-

tätsschema“ entsprechen müssen, als Politikberater fungieren. Und tatsächlich ist das, was wir alle leidvoll erfahren haben: die 
Politiker haben keine Ahnung.

Antrag 20/6708 der AfD: „Mehr Demokratie wagen – Echte Bürgerbeteiligung durch bundesweite Volksentscheide statt delibe-
rative Bürgerräte“
• Der in direkten Zusammenhang stehende Antrag wurde auch in namentlicher Abstimmung entschieden, allerdings mit einiger 

Front gegen die AfD.
• Götz Frömming in seiner Rede: Bürgerräte sind nicht demokratisch legitimiert.

https://dbtg.tv/cvid/7553528


W W W. K AU F M A N N - M I C H A E L . D E

• Die Regierung hat einen Verein zur Auswahl der neuen Politikberater ausgesucht, der die Zusammenarbeit mit der AfD ablehnt. 
Das ist so durchschaubar, der Bürger hat diese Tricksereien erkannt und belohnt sie mit wachsenden Umfragewerten für die AfD.

In erster Lesung beraten wurde der AfD-Antrag 20/6702, Verbot der Organisation „Letzte Generation“.
• Stephan Brandner in seiner Rede:  Art. 9 Abs. 2 GG formuliert: Vereinigungen, deren Zwecke oder Tätigkeiten dem Strafgesetz 

zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung richten, sind verboten.
• Der Ausschuss für Inneres und Heimat berät.

Donnerstag: 

Gedenkveranstaltung an den Einzug der Nationalversammlung in die Paulskirche vor 175 Jahren
• Es war das erste gesamtdeutsche und freigewählte Parlament. Und es waren glühende Patrioten, die sich damals zur verfas-

sungsgebenden Versammlung zusammentrafen. Sie hätten sich, in unsere Zeit übertragen, wohl einen Eintrag im Bericht des 
Verfassungsschutzes eingehandelt, so Götz Frömming in seiner Rede. Und weiter: Parteien gab es damals noch nicht, man be-
nannte seine Gruppierung nach den Orten, an denen man sich immer traf, so z.B. die Casino-Fraktion, zu der auch Heinrich von 
Gagern gehörte, der Präsident der Frankfurter Nationalversammlung.

• Es war die Geburtsstunde der Grundrechte „Versammlungs- Meinungs- und Pressefreiheit“, die damals von der Obrigkeit nicht 
gewährt wurden und deshalb eine so zentrale Rolle in der Paulskirchenverfassung einnahmen. Sie stehen auch fast wörtlich in 
unserem Grundgesetz – als Abwehrrechte gegen den Staat. Wie kann man daher heute das Erbe der Paulskirche beweihräuchern 
und es morgen wieder mit Füßen treten wenn diese mit Ausrufung einer Pandemie einfach wieder aufgehoben werden können?

• Auch das war der Grund der AfD, ihren Fraktionssitzungssaal in Saal Paulskirche zu benennen, denn die Tradition darf nicht ver-
gessen werden.

AfD-Antrag 20/6611 aus dem Wirtschaftsausschuss „Akademische und berufliche Bildung gleichstellen – Unser Land braucht 
Meister“
• Der Antrag wurde in 1. Lesung debattiert und in den Ausschuss Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung überwiesen.
• Nicole Höchst: die Meisterausbildung muss kostenfrei werden. Bayern hat am 3. März d.J. eine entsprechende Entschließung im 

Bundesrat betrieben, und auch Thüringen hat inzwischen zugestimmt. Und die AfD legt nun zur Behebung des grassierenden 
Fachkräftemangels die im Bundesrat beschlossene Entschließung sinngemäß im Antrag vor.

• Ihr Schlusssatz: Diese Ampelregierung ist nicht nur politisch insolvent, sie regiert uns leider auch noch.

Handlungskonzept Quantentechnologien der Bundesregierung 20/6610
• Der Parl. Staatssekretär Mario Brandenburg, FDP führte aus in FDP-Manier: Der Staat, also das BMWK mit Hilfe des DLR (Institut 

für Datenwissenschaften) fördert start-ups, fördert Private-public-Partnerships und das BMAS kann Fachkräfte gewinnen, aus-
bilden oder anwerben. So geht Wirtschaft Hand in Hand mit Staatsinteressen.

• Michael Kaufmann, AfD: Zumindest gehört Deutschland immer noch zur Weltspitze, was Patentanmeldungen angeht. Aber Zu-
kunftstechnologien müssen frei von ideologischen Vorgaben sein. Und dazu gehört auch, dass Hochqualifizierte bei uns gehal-
ten werden können, die aber gerade aktuell in beängstigend großer Zahl abwandern. Denkkorridore, Genderscheren im Kopf 
oder gar Verbote bestimmter Technologien wirken abschreckend. Allein im Jahr 2021 haben im Saldo 64.000 Menschen unser 
Land verlassen. Freiheit der Forschung steht aktuell im krassen Gegensatz zu der quasi von Selbstzerstörung beseelten Bundes-
regierung.

1. Lesung & Beratung: AfD-Antrag 20/6717 „Grenzschutzzäune gemeinsam finanzieren – Gemeinsam gegen illegale Einwande-
rung vorgehen“
• Die Bundesregierung soll sich zusammen mit Österreich, Polen, Ungarn, den baltischen Staaten und anderen Partnern dafür 

einsetzen, dass Grenzschutzzäune und andere physische Barrieren zur Abwehr illegaler Migration an den EU-Außengrenzen im 
Rahmen eines gemeinsamen zwischenstaatlichen Fonds finanziert werden.

• Der Innenausschuss berät.

Die Koa unter Beteiligung der CDU hielt die Erinnerungskultur mit dem Antrag 20/6710 „Mahnmal für die im Nationalsozialismus 
verfolgten und ermordeten Zeugen Jehovas“ wach
• Das Mahnmal soll in Berlin errichtet werden
• Im Ausschuss wird weiter beraten.
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Zum Ende des Donnerstag gegen 23:00 Uhr thematisierten die Linken ein medizinisches Problem: Medizinische Versorgung von 
Lipödem-Betroffenen 20/6712
• Etwa jede 10. Frau sei davon in Deutschland betroffen, die Ursache sei unbekannt, die Fettabsaugung werde von der Kranken-

kasse nur in Stadium III übernommen. Es sollen Forschungsmittel zur Verfügung gestellt werden, durch Aufklärungskampagnen 
Mädchen und Frauen informiert werden und die Kosten für eine Liposuktion auch im Stadium I und II übernommen werden.

• Der Gesundheitsausschuss berät.

Freitag 

• Vereinbarten Debatte zum 75. Gründungstag des Staates Israel.
• Matthias Moosdorf warf der Bundesregierung vor, den Antisemitismus mitzufinanzieren, ob in den Schulbüchern der Westbank 

oder in den Veranstaltungen der „Rosa-Luxemburg-Stiftung“.
• Bei einer Intervention in der Debatte sprach B. von Storch den FDP-Mann Christian Dürr auf die verlogene Haltung der Bundes-

regierung, explizit SPD und auch CDU im UN-Rat ggü. Israel an. Was selbst die FDP schon in der letzten Legislatur moniert hatte: 
Obwohl alle hier nun unisono das hohe Lied auf den Staat Israel singen, verurteilen sie Israel im UN Menschenrechtsrat dauer-
haft. 95 Verurteilungen wurden im Rat beschlossen, mit SPD und CDU immer an der Seite der UN. FDP-Mann Dürr konterte, in-
dem er nicht auf die Frage antwortete, sondern indem er von der Hisbollah im Iran erzählte, die gegen den Staat Israel kämpft, 
von Putin unterstützt wird und daher die AfD, als sog. Putin-Versteher die Ursache dieses Übels seien...

Antrag 20/6712 der Koalition: „75 Jahre WHO – Stärkung und Reform der Weltgesundheitsorganisation“
• Der Antrag fordert eine Erhöhung der deutschen Beiträge auf einen Anteil von 50 Prozent des Kernbudgets der WHO bis spätes-

tens 2030 / 2031.
• Mehr Geld aus Deutschland, aber kaum Einfluss auf diese NGO, das ist ein Skandal. Laut wissenschaftlichem Dienst des Bundes-

tags sind etwa 20 Prozent der Mittel der WHO Pflichtbeiträge, 80 Prozent sind meist zweckgebundene Spenden von Stiftungen, 
Konzernen, Regierungen und anderen. Zum Zweijahreshaushalt 2018/19 von 5,84 Mrd. Dollar (als Beispiel) trugen die Bill & Me-
linda Gates Stiftung und die von dieser Stiftung gegründete GAVI-Impfallianz zusammen mit 844 Mio Dollar knapp 15 Prozent 
bei. Der Beitrag von Deutschland betrug im Jahr 2021 allein 1,26 Mrd. USD.

• Zur Information: Ein im Februar verabschiedeter interner Prüfbericht der WHO zur Verschärfung der IHR (Internationale Gesund-
heitsrichtlinien) lehnte wichtige, von den USA eingebrachte Passagen ab. Ausschlaggebend in dieser Kommission waren hier 
hauptsächlich nicht industrialisierte Länder. Jedoch wird erst in der 76. Vollversammlung Ende Mai sowohl über die IHR, als auch 
über einen sog. Pandemievertrag entschieden, welcher Vorgaben der WHO zur Gesetzeskraft für alle Mitglieder deklarieren 
könnte ohne Widerspruchsrecht. Der Antrag der Regierungs-Koalition spricht der WHO außerdem auch Handlungskompeten-
zen zu für gesundheitliche Auswirkungen der „Klimakrise“.

• Der Antrag erhielt in einer von der AfD anberaumten namentlichen Abstimmung Unterstützung von allen Fraktionen, nur die 
AfD widersprach.

In erster Lesung wurde die Idee der Linken beraten: „Recht auf Wohnungstausch einführen“ 20/6714.
• Tauschwilligen Mietern soll es nach Vorstellungen der Fraktionen ermöglicht werden, etwa aus „zu großen“ in kleinere Wohnun-

gen zu ziehen und umgekehrt. Dabei sollen die bestehenden Mietverträge jeweils ohne Mieterhöhung übernommen werden 
können.

• Lustiger Einfall, der Rechtsausschuss berät.

Das Husarenstück im Dez. 2022 von Außenministerin Baerbock und der Kulturstaatsministerin Claudia Roth, nämlich Benin 
Bronzen an die alte – ausdrücklich nicht deutsche Kolonie – Nigeria zurückzugeben, während der Staat Nigeria dann nichts ande-
res zu tun hatte, als sie dem Oba (König) des –ehemaligen Königreichs Benin- also einer Privatperson zu übereignen, war Anlass 
für die letzte Aktuelle Stunde in dieser Woche und damit auch für den letzten Tagesordnungspunkt.
• Deutschland habe sich vor der Welt blamiert, so der AfD-Kulturpolitiker Marc Jongen. Er sah darin zugleich ein Symptom für das 

Regierungshandeln auf anderen Politikfeldern: die Regierung vertreibt die Wirtschaft und schröpft die Menschen.
• Kollege Matthias Moosdorf sagte, die Regierung habe vier Millionen Euro für den Museumsbau vergeudet, Kulturstaatsminis-

terin Claudia Roth muss zurücktreten. Er verlangte, die weitere Ausfuhr von Kunstschätzen zu stoppen.
• So stolpert diese Regierung von einer Blamage und einem Skandal in das nächste Fettnäpfchen. Eben Dilettantismus auf allen 

Ebenen.
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12. Mai 23
Gestern wurde im Deutschen Bundestag 
das Handlungskonzept Quantentechnologie der Bundesregierung bespro-
chen.
Inhaltlich enthält das Papier durchaus brauchbare Ansätze. Wäre da nur nicht 
die Sorge, dass gerade diese Regierung denkbar ungeeignet ist, das alles um-
zusetzen.
Hören Sie hier meine Rede, in der ich die Bundesregierung daran erinnere, zu-
nächst wieder die grundlegenden Voraussetzungen für ein so anspruchsvolles 
Programm zu schaffen.
Meine Rede: https://www.facebook.com/watch/?v=1103516264370501

11. Mai 23
Gestern wurde im Deutschen Bundestag ein Antrag der CDU/CSU debattiert, 
der sich einer „Technologieagenda Neue Energien“ widmete. 
Es war beschämend, wie die Union mit diesem Antrag versuchte, sich bei den 
Grünen anzubiedern. Das traf dort erwartungsgemäß auf keine Gegenliebe. Es 
bringt einfach nichts, grüner als die Grünen sein zu wollen. 
Die Union sollte lieber wieder zu ihren alten Werten, Pragmatismus und Ver-
nunft, zurückkehren. Das bedeutet in diesem Zusammenhang, Energiepolitik 
wirklich technologieoffen zu gestalten. 
Hören Sie hier meine Rede, die sich vor allem an die Adresse der Union rich-
tet. Nur eine Koalition der Vernunft kann unser Land vor weiterem Scha-
den bewahren. Die Rede finden Sie hier: https://www.facebook.com/
watch/?v=584528040446792

14. Mai 23
Die Clan-Mentalität in Habecks Ministerium hat natürlich erneut den Bundes-
tag beschäftigt. Hier braucht es dringend eine lückenlose Aufklärung und per-
sonelle Konsequenzen, denn der Filz reicht deutlich tiefer als nur bis zur Trau-
zeugen-Affäre. Weitere Themen in diesem Video:
- sinnlose Anbiederung der Union bei den Grünen
- Realitätsverweigerung in der Migrationsfrage
- und meine Kollegin Nicole Höchst
führt die gesamte Riege der Altparteien vor, indem sie einen Antrag einbringt, 
der im Bundesrat bereits einstimmige Zustimmung fand.
https://www.facebook.com/watch/?v=269279408904271

13. Mai 23
Microsoft schließt einen Vertrag mit Helion Energy zur Lieferung von Strom aus 
Kernfusion ab 2028. 
Wenn die Kernfusion tatsächlich bis 2028 großtechnisch verfügbar ist, dann 
sind alle Bemühungen um sogenannte Erneuerbare Energien hinfällig.
Lesen Sie mehr:
https://www.reuters.com/technology/microsoft-buy-power-nucle-
ar-fusion-company-helion-2023-05-10/?s=09

https://www.facebook.com/watch/?v=1103516264370501
https://www.facebook.com/watch/?v=584528040446792
https://www.facebook.com/watch/?v=584528040446792
https://www.facebook.com/watch/?v=269279408904271
https://www.reuters.com/technology/microsoft-buy-power-nuclear-fusion-company-helion-2023-05-10/?s=09
https://www.reuters.com/technology/microsoft-buy-power-nuclear-fusion-company-helion-2023-05-10/?s=09
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KOMMENDE TERMINE:Wahlkreisschlagzeilen der Woche:
• Kommunen mit Flüchtlingspolitik überfordert und allein gelassen
• Ramelow möchte gern den 9500 Migranten zwischen 16-25 Jahren 
in Thüringen ein Bleiberecht einräumen
• Großbrand in Rudolstadt in einer Kulturstätte (800.000 € Schaden), 
freiwillige Helfer und Spenden werden benötigt
• Arztpraxen in Thüringen schlagen Alarm, kein Personal & zu viel 
Bürokratie
• Thüringen plant eine Akademie für Migranten, um sie schneller in 
den Arbeitsmarkt zu bringen
• Thüringens grüne Migrationsministerin ist GEGEN eine EU-Grenz-
sicherung
• Bürgermeister des Städtedreiecks wollen Unterwellenborns Auf-
stieg zum Grundzentrum verhindern
• 75% der Mütter in Thüringen sind berufstätig
• Strompreise in Bayern und Hessen am niedrigsten, in Thüringen 
dafür am höchsten. 


